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An den Vorsitzenden des Ausschusses für Arbeit und Soziales
Herrn Bernd Rützel und die Verantwortlichen der einzelnen Parteien 

30 Jahre sind genug – Asylbewerberleistungsgesetz abschaffen! 

Vor 30 Jahren, am 26. Mai 1993, wurde im Rahmen des sogenannten „Asylkompromisses“ nicht nur 
das Grundrecht auf Asyl ausgehöhlt, sondern auch das ausgrenzende Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) eingeführt. Obwohl das gesetzliche Existenzminimum für Bezieher*innen von Bürgergeld 
(Hartz IV) bereits niedrig gerechnet wird und nicht für ein menschenwürdiges Leben ausreicht, er-
halten Personen im AsylbLG noch weniger als das staatlich festgelegte Existenzminimum.

Das AsylbLG bedeutet eine massive Einschränkung der Grundrechte von Menschen auf der Flucht, 
die in der Bundesrepublik Schutz suchen. Mit dem Gesetz wurde das Sachleistungsprinzip, ver-
pflichtende „gemeinnützige Arbeit“ für 80 Cent/h und eine eingeschränkte Gesundheitsversorgung 
für Geflüchtete eingeführt. Weiterhin wurde über die Jahre ein umfassender Sanktionskatalog 
festgelegt, mit dem weitere Kürzungen der nur minimal gewährten Leistungen möglich sind. Das 
Gesetz dient auch der Durchsetzung von Sammellagern, in denen eine Wohnsitzauflage, ein Aus-
bildungs- und Arbeitsverbot sowie eine Einschränkung der Bewegungsfreiheit existieren.  

In den zurückliegenden 30 Jahren gab es, vor allem von den Betroffenen selbst, kontinuierliche 
bundesweite Protestaktionen gegen die im AsybLG festgeschriebene soziale Ausgrenzung, Un-
gleichbehandlung und die Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes. Vielfach wurde das Gesetz aus 
verschiedenen Perspektiven ausführlich und fundiert kritisiert und jüngst von 144 Organisationen 
dessen Abschaffung gefordert.

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag festgelegt, sie wolle das „Asylbewerberleistungsge-
setz im Lichte der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts weiterentwickeln“. Für uns kann 
eine „Weiterentwicklung“ nur bedeuten, dass die Bundesregierung endlich aufhört, Menschen in 
ein Leben unter dem gesetzlich festgelegten Existenzminimum und in ein staatlich diktiertes Sach-
leistungssystem zu zwingen.

Daher sagen wir: 

30 Jahre sind genug! 
Wir fordern die Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes! 

Asylbewerberleistungsgesetz abschaffen! 
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Unterschriftenliste bitte an Aktion Bleiberecht Freiburg, Adlerstraße 12, 79098 Freiburg 
schicken. Die Unterschriften werden gesammelt an das BMAS geschickt. Wir bekommen damit 
gleichzeitig einen Überblick, wie viele Unterschriften zusammen gekommen sind.


